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Letzte Nachrichten
Eröffnung

dev ^ aufannev Konferenz
Die Eröffnungsrede Macdonalds

WTB . Lausanne , 16. Juni . (Tel .) Die feierliche E r -
» ffnungSsitzung der Lansanner Konferenz begann heute
vormittag 10 Uhr in dem Renaissancesaal des Hotels „Bean -
rivage " . An einem hufeisenförmigen Tisch hatten zur Linken
des Presidenten M a c d o n a l d die Mitglieder der englischen
Delegation , anschließend die deutschen Delegierten , Reichs-
kanzler von Papen , Reichsaußenminister Frhr . von
Neurath , Finanzminifter Graf von Schwerin -
Krosigk und Wirtschaftsminister W a r in l>o l d , zur Rech -
teu die französischen Delegierten mit Ministerpräsident
Herriot , ferner die italienische Delegation mit Graudi Platz
genommen . An den. beide» Längsseiten schlössen sich die Ab-
ordnungen der übrigen Länder an . Nach Begrützungsworten
des schweizerische « Bundespräsidenten M o t t a, der neben
Macdonald Plafe genommen hatte , ergriff Macdonald das
Wort .

Er wies darauf hin , daß die Konferenz im 2chatren der
bedenklichsten Wirtschaftskrise zusammentrete , die jemals die
Welt in Friedenszeiten betroffen habe. „Die ganze Welt
sieht auf uns " — so führte er aus — „und hat niemals von
einer internationalen Konferenz früher so dringend Abma¬
chungen erwartet , die zur Beseitigung der bestehenden Not -
läge beitragen können . 20 bis 25 Millionen Menschen sind
heute ohne Arbeit , und diese Lage Wird täglich schlechter. Ich
lege Wert darauf , zu betonen , daß es sich uin eine Welt -
katastrophe handelt . Es kommt nicht auf die Richtungen der
Regierung an , die an 'der Spitze stehen . Die Lebens -Haltung ,
die der Zivilisationsstufe entspricht , sinkt ab , und , um seine
Finanzen zu schützen , hat ein Staat nach dem anderen Ein -
schränkungen des Außenhandels vornehmen müssen , die nn -
dermeidlich dazu beigetragen haben , die Abdrosselung zu ver -
schlimmern , in der sich die Völker befinden . Macdonald be-
tonte , daß es keine« Unterschied zwischen Frankreich , Italien ,
Deutschland , Amerika oder Großbritannien » nd der übrigen
Welt in diesem Mißgeschick gebe . Es handle sich um ein
System , das unter unseren Füßen zusammenbreche .

Man habe heute einen Teil der Ursachen dieser Notlage zu
behandeln , eine dringende Frage : die sinanzielle Erbschaft des
Krieges , ihre Wirkung auf die Weltwirtschaft mllfse durch ein
Abkommen liquidiert werden. Dies könne nicht das Ende der
staatsmänmschen Arbeit sein , aber ein wirksamer Beginn .

Macdonald zitierte aus dem Basler Gutachten die bekann -
ten Ermahnungen an die Regierungen , ohne Verzug zu Ent -
scheidungen zu kommen , um das Vertrauen als Grundlage der
wirtschaftlichen Stabilität und des wirtschaftlichen Friedens
wiederherzustellen , und unterstrich seinerseits diesen Appell,
dessen Dringlichkeit in der Zwischenzeit so verstärkt worden
sei. Ein Grundsatz sei sicherlich sehr klar der Konferenz unter -
breitet : Feierlich eingegangene Verpflichtungen könnten nicht
durch einseitige Verleugnung beseitigt werden . Aber diesem
Prinzip stehe die Notwendigkeit gegenüber , Verpflichtungen ,
die sich als unerfüllbar erwiesen hätten , dnrch Übereinkunft zu
revidieren . Die Einladung — so fuhr Macdonald fort •—,
der wir hier Folge geleistet haben , logt uns eine Arbeit groß -
ten Maßstabes auf . Wir müssen die destruktiven Einflüsse im
ganzen beseitigen . Wenn wir das tun , so kann Europa « icht
allein handeln . Die Einheit der Menschheit ist heute mehr als
ein Schlagwort , und . es hat eine außerordentliche praktische
Bedeutung .

Der Erfolg in Lausanne kann nicht voll geerntet werden ,
ohne Erfolg in Genf . Die Völker müssen ihre wirtschaftlichen
Angelegenheiten in Ordnung bringen , ohne durch Krieg und
Kriegsgeschrei gestört zu werden .

„Mein Appell an diese Konserenz ist " — so schloß Mac -
donald — „nichts außer Schwäche zu fürchten und aus den
Beratungszimmern , von denen unsere künftige Arbeit aus -
geht, kühne Vorschläge hervorgehen zu lassen, die durch ihren
bloßen Charakter die Unterstützung der ganzen Welt sich
sichern . "

*
Vor der Ansprache des schweizerischen Bundespräsidenten

war auf Vorschlag Herriots , den Grandi unterstützte, durch
Handaufheben Macdonald zum Präsidenten der Kvnferenz
gewählt worden .

Der deutsche Abrüstungsvorichlag
Herriot will ihn prüfen

Im Verlaufe der DienStagsitzung des Büros der Abrüstungs .
konferenz in Genf gab der deutsch Delegierte Botschafter Na -
d»lny kurz den deutschen « orschlag bekannt , der von der Grund ,
läge ausgeht , die die Friedensverträge bezüglich der qualitative «
Abrüstung schufen, und forderte , daß die qualitative Abrüstung
allgemein auf dasselbe Niveau festgesetzt werden müsse. Der
italienische, russische und österreichische Delegierte erklärten sich
vorbehaltlos mit dem deutschen Vorschlag einverstanden , wäh-
rend Herriot erklärte , daß die französische Delegation den Vor -
schlag aufmerksam prüfen werde.

Zum Staatssekretär des Reichsarbeitsministerium » ist Mini «
sterialdirektor Grieser ernannt worden . Grieser ist der dienst-
älteste Miniiteviaidirektor des Reichsarbeitsministeriums . L/c
leitet seit mehr als einem Jahrzehnt die Abteilung für soziale
Versicherung.

Die Notverordnungen sind unterzeichnet . Damit
entfällt nunmehr für die Teilnehmer die über -
nommene Verpflichtung zur Vertraulichkeit . Im -
merhin sind einige Momente ihrer Natur nach
auch heute noch der öffentlichen Diskussion ent -
zogen . In diesen Grenzen teilt uns der badikche
Staatspräsident , noch bevor er den amtlichen
Wortlaut der Notverordnungen kennt , mit , daß
cc bei den Besprechungen in Gegcnwnrt des
Herrn Reichskanzlers von Papen in Berlin am
11 . und 12. Juni 1332 etwa folgende Ausfuh -
rungen gemacht habe :

A. Allgemeines
Die süddeutschen Staaten seien getragen von dem Ge -

danken der unverbrüchlichen Treue zum Reich. Wenn sie
heute ihre Sorgen der Reichsregierung zur Kenntnis
brächten , so sei dies eingegeben von dem Wunsche, das
Reich zu stärken nach außen und innen . Unter den Fak -
toren , auf welche die Stärke des Reiches sich stütze , stän -
den in erster Reihe die Länder . Es können politische Si -
tuationen geben, in denen das Reich große Vorteile dar -
aus ziehen könne, daß noch selbständige Länder vorhanden
seien . Die Stärke der süddeutschen Länder zeige sich in
ihrer stabilen Landespolitik , in der Stabilität der Mini -
sterämter und der Koalitionen , sowie in der gemeinsamen
Fühlungnahme miteinander . Regelmäßig halten bisher
schon unter den süddeutschen Ländern Konferenzen zwi-
schen den Ministern ohne Rücksicht auf die verschiedenar -
tige parteipolitische Stellung stattgefunden lind ebenso
seien auch die Ministerpräsidenten schon manchesmal zu-
sammengekommen , um ihre Gedanken auszutauschen und
gegebenenfalls mit den Reichsbehörden in Verbindung zu
treten . Solche Konferenzen seien Regiernngskonferenzen ,
keine Parteikonferenzen .

Im gegenwärtigen Falle hätten die Minister - nnd
Staatspräsidenten von Bayern , Württemberg und Baden
lediglich den Wunsch, der Reichsregiernng ihre Auffassung
in wichtigen aktuellen Fragen vorzutragen . Hoffentlich
fei es im Hinblick auf die zu erwartenden Notverordnun -
gen noch nicht zu spät . Aber selbst, wenn die Notverord -
nlingen , was man nicht wisse , schon festgelegt seien , so
halten die süddeutschen Staaten es für erforderlich , daß
die Reichsregierung trotzdem ihre persönliche freimütige
Auffassung erfahre .

Einer der Herren führte im Einverständnis mit den
übrigen in allgemeiner Hinsicht zwei Gedanken aus : ein -
mal , in der Stimmung der süddeutschen Länder sei nach
der letzten Reichspräsidentenwahl mit Rücksicht auf die
Vorgänge beim Regierungswechsel ein wesentlicher Stim -
mungsumschwung eingetreten , sodann hätte die süddeut¬
sche Bevölkerung erhebliche Sorgen mit Rücksicht auf die
Zusammensetzung des neuen Kabinetts , da in ihm ein
Vertreter der Arbeitnehmer und des Kleinbesitzes fehle .

b. volttische Kragen
I . Preußenkommissar . Der badische Staatspräsident

äußerte starke versassungsrechtliche Bedenken '
gegen die

Einsetzung eines Reichskommissars bei der in den Zei -
tungen gegebenen Begründung . Wenn ein etwaiges preu -
ßisches Defizit von 100 Will . RM . die Grundlage für
einen Preußenkommissar abgeben solle, so müsse man be-
denken, daß die Reichsfinanzen doch gewiß nicht besser
seien als die preußischen . Dann müsse man auch in an¬
dere Länder einen Reichskommissar entsenden . Ein preu -
ßisches Defizit von 100 Mill . RM . entspreche einem ba-
dischen oder württembergischen Defizit von 5 zu 6 Mill .
Reichsmark . Es sei aber klar , daß man wegen 6 Millio -
nen Defizit keinen Reichskommissar nach Süddeutschland
entsenden könne, um so mehr als ja vielfach das Reicks -
recht die Ursache für die Not der Länderfinanzen sei . Das
Reich habe z. B . in der letzten Zeit verschiedene Zuschläge
zur Reichseinkommensteuer erhoben , die dazu gehörigen
Überweisungen den Ländern aber vorenthalten . Das Reich
dürfe ferner nach Artikel 48 der Reichsverfassung nur die
„nötigen " Maßnahmen treffen . Gegenüber einem Defizit
bestände die „nötige " Maßnahme aber nicht in der Aus -
fchaltung der Länderregierung , sondern in sachlichen Vor -
schristen, durch die das Desizit beseitigt werde .

Auch der Umstand , daß eine Länderregierung nur Ge -
schäftsregierung sei, könne nicht ausschlaggebend sein.

Auch die derzeitige Reichsregierung sei nur Geschäfts« -
gierung , und die Länder Sachsen , Bayern , Hessen . Würt -
temberg hätten ebenfalls nur eine Geschäftsregierung .
Man könne doch nicht überall hin Reichskommissäre ent -
senden . Eine Geschäftsregierung besitze alle verfafsungs -
mäßigen Befugnisse einer Regierung . (Erkenntnis des
Staatsgerichtshofes vom 21 . November 1925 in einem
preußischen Fall ) , es sei denn , daß die Verfassung beim
Fehlen des „Vertrauens " ausdrücklich Ausnahmen fest -
stellt . *

Auch der Umstand , daß ein geschäftsführender Innen -
minister die Polizeigewalt in den Händen habe , könne
nicht entscheidend sein , denn die Reichsregierung , die doch
auch nur eine Geschäftsregierung fei, hätte in dem Heer
noch eine größere Macht in ihrer Gewalt .

Die Einsetzung eines Reichskommissars werde auch als
unitaristisch aufgefaßt und auch aus diesem Grunde ab-
gelehnt .

Jede Landesgeschäftsregierung sei berechtigt und ver -
pflichtet , Klage vor dem Staatsgerichtshof gegen die Ent -
sendung eines Reichskommissars zu erheben . Bis zur Ent -
scheidung wären dann zwei Regierungen vorhanden . Die -
ses Schisma sei für die Beamten unerträglich . Man folls
die Beamten nicht in die Zwangslage versetzen , sich zu
entscheiden, welche von beiden Regierungen die recht -
mäßige Inhaberin der Gewalt sei .

II . Im Zusammenhang mit dieser Frage der Eigen -
staatlichkeit der Länder lehnte der badische Staatspräsi -
dent auch die beabsichtigte Reichswasserstraßenverwaltung
ab , weil sie keine Verbilligung , sondern eine Verteuerung
sei , weil die Mischung einer Behörde , welche aus Reichs¬
und Landesbeamten gleichzeitig bestehen solle, zu Kompli -
kationen führen müsse, und weil man eine Reichswasser-
straßenverwaltung nicht einrichten könne, ohne gleichzeitig
in die Landeskultur , also in die Länderrechte , einzugrei¬
fen . Ebenso verwahrte sich der badische Staatspräsident
gegen die in einem vertraulichen Schreiben mitgeteilte
Absicht der Reichsregierung , dem Finanzausgleich zwi-
schen Ländern und Gemeinden irgendwelche Fessel anzu -
legen .

III . Die Aufhebung des SA . -Berbotes schädige das
Ansehen des Reichspräsidenten , weil er das Verbot erst
vor kurzem erlassen habe.

Wenn man in dem SA . -Verbot eine Einseitigkeit und
deswegen eine Ungerechtigkeit erblicke , so sei das SA .-
Verbot aus diesem Grunde nicht aufzuheben , sondern aus
alle militärähnlichen Verbände auszudehnen . Da » Verbot
gegen die SA . sei berechtigt , weil es im geordneten Staat
keine Privatarmes geben dürfe . Eine private Gewaltor -
ganisation könne ihrem Wesen nach keine legale Einrich -
tung sein . Der Charakter als Privatarmee und die Mili -
lärähnlichkeit ergebe sich aus der gesamten Gliederung
der SA . in allen ihren Formationen , aus der Befehls -
gewalt eines einzelnen , aus dem blinden Gehorsam , aus
dem Nachrichtendienst , aus der Kasernierung und aus der
Beweglichkeit und Konzentrationsmöglichkeit durch ver -
fügbare Kraftwagen . Das badische Staatsministerium
lehne einstimmig die Verantwortung sür die Ruhe in Ba -
den bei Aufhebung des SA .-Verbotes ab, weil Bade «
kein Militär , auch nicht genügend Polizei habe, und weil
die vorhandene Polizei überanstrengt sei. Gerade jetzt,
während der Wahlzeit und während der erhitzten Stim -
mung , dürfe das Verbot erst recht nicht aufgehoben wer -
den . Nur Saalschlitzorganisationen seien nötig . Der ba-
bische Staatspräsident bat dringend , das Verbot nicht
aufzuheben , sondern auf andere militärähnliche Verbände
auszudehnen .

Wenn auf Grund reichsrechtlicher Vorschriften neue
Richtlinien ausgegeben werden sollten für die Gründung
von Sportvereinigungen , so müsse das Parteipolitische
vollständig ausgeschaltet wxrden . Solche Sportorganisatio -
nen dürfen nicht auf Parteimitgliedschaft aufgebaut und
solche Sportverbände dürfen auch keiner Parteiführung
und deren Zielen unterstellt werden . Denn dann seien
diese Verbände wieder Machtmittel in der Hand einer
Partei . Solche Verbände müßten vielmehr losgelöst von
den Parteien und ausschließlich dem Reichswehrmiuister

Mit der Beilage: Amtliche Niederschrift über die 38. öffentliche Sitzung der Verhandlungen des Badischen Landtags



unterstellt werden , soweit dies zum Zwecke der Landes -
Verteidigung notwendig erscheine. Der Reichswehrminister
trage für solche Verbände die verfassungsrechtliche Ber -
antwortung . Auf eine besondere Frage bzw. Feststellung
des badischen Staatspräsidenten , erklärte der Herr Reichs »
kanzler , es sei selbstverständlich , daß — wie anch das Reich
entscheidet — die Länder nicht gehindert seien , alle die-
jenige » Maßnahmen zu treffen , welche mit Rücksicht auf
besondere örtliche Verhältnisse erforderlich seien.

IV . Auf dem Gebiete der Justizverwaltung verlangte
der badisck« Staatspräsident :

I . Vereinfachung .
a ) Durch Erweiterung der Kompetenz des Einzelrich -

ters an einer Zivilkammer ,
b) durch Beseitigung der Möglichkeit von zwei Rechts»

Mitteln gegen Strafurteile ; ein Rechtsmittel müsse
genügen . (Berufung oder Revision .)

II .» Es beständen Bedenken gegen eine allgemeine Am-
ncstie . Hoffnung auf Amnestie könne sogar eine Ursache
zu neuen Untaten fein . Amnestie sei eine Länderkoinpe -
tenz . Hier sei eine verfassungsändernde Mehrheit für ein
Neichsgesetz notwendig , wenn diese in die Länderkompe -
tenz eingreife .

III . Auf dem Gebiete der Zwangsvollstreckung ver»
langte der badifche Staatspräsident , wie früher schon die
Gestattung der Umwandlung der Zwangsvollstreckung in
Zwangsverwaltung in solchen Fällen , in welchen die
Zwangsverwaltung die Interessen des Gläubigers nicht
wesentlich verletze.

C. Wirtschaftspolitik
I . Der badische Staatspräsident verlangte aus dem Ge<

biete der Wirtschaftspolitik , daß jetzt keine bevorzugte
Ostpolitik mehr getrieben werde , sondern daß alle deut -
scheu Gaue gleichmäßig betreut werden müssen. Er wies
insbesondere auf die Grenzlandnot in Baden hin , auf die
wirtschaftlichen Folgen durch die neue Rheingrenze , durch
den wirtschaftlichen Verlust der Saar , von Luxemburg
und vom Elsaß . Er schilderte insbesondere die Nöte der
großen Städte , z . B . von Mannheim und die Totenstille
im Mannheimer Hafen .

II . Ganz besonders stark setzte sich der badische Staats -
Präsident für die darniederliegende süddeutsche Holzwirt -
schast ein . Er verwies auf die ungünstigen Tarife , auf die
Einfuhren von außerdeutschem Holz nach Deutschland und
auf die Ausfuhrverbote und EinfuhrschwieriZkeiten von
Rundholz und Schnittholz nach der Schweiz , Frankreich
usw . Diesen Gegenstand hat der Staatspräsident insbeson -
dere noch einmal dem Herrn Reichspräsidenten v . Hinden -
bürg persönlich vorgetragen , und der anwesende Herr
Reichskanzler erklärte wiederholt , daß er alsbald diese
Fragen prüfen werde , besonders , weil der badische Staats -
Präsident noch darauf hinwies , daß die zurückgehenden
Holzeinnahmen die wesentliche Ursache für die schlechten
Finanzen von Land und Gemeinden seien .

III . Auch die Dezentralisation der nssentlichen Geld -
mittel und die richtige Verteilung der Reichsausträge
wurden in der Unterredung berührt .

I V. Der badische Staatspräsident bat , die IM Millionen
Reichsmark Kredite für Straßenbau (hiervon 9,5 Mil -
lionen Reichsmark für Baden ) , ja nicht fallen zu lassen,
nachdem die Regierung Brüning diesen Kredit in Aus -
ficht gestellt und mit den Ländern darüber ^chon verhan -
delt habe . Eine zusagende Antwort erteilte die Reichsre -
gierung in der Besprechung nicht.

V . Es gehe nicht an , bei der wertschaffenden Erwerbs -
lofenfürforge die Zuwendung von Mitteln an das Land
davon abhängig zu machen , daß das Land den gleichen
Zuschuß gebe , wie das Reich. Je ärmer ein Land sei, desto
zuschußbedürftiger sei es , und desto weniger könne es den
angesonnenen Betrag aufbringen .

VI . Den Gemeinden müsse man bei der« krinschen Juli -
Zinsterminen und der erforderlichen Umschmdungsaktion
auf 1 . Oktober 1932 entscheidend helfen .

VII . Bei der unmittelbaren Zuweisung von Beträgen
seitens des Reichs an die Gemeinden auf Grund von
Richtlinien und unter Ausschaltung der Landesregierung
ergäben sich Ungerechtigkeiten im Verhältnis zwischen den
einzelnen Gemeinden eines Landes . Das Reich müsse sich
darauf beschränken, die Zuwendungen unter die Länder
zu verteilen und die Weiterverteilung an die Gemeinden
der Landesregierung überlassen . Die Ausschaltung der
Landesregierung sei um so weniger gerechtfertigt , als das
Reich die Länder wieder dann einschalte , wenn es für die
Lander lästig sei , d . h . also , daß das Reich die Reichs-
steuerüberweisung an das Land kürzt , wenn die Gemein -
den ihre Krisenbeiträge an das Reich nicht rechtzeitig be-
zahlen . Dietz Kürzung bedeute in vielen Fällen , daß das
Land die Kürzung endgültig auf sich behalten müsse.

VIII . Die Anfrage des badischen Finanzministers we-

gen der Bürgrrsteucr wurde von der Reichsregierung nicht
beantwortet .

IX . Ter badische Staatspräsident verlangte ebenso wie
die anderen Minister - und Staatspräsidenten unbedingte
Erhaltung der Stabilität unserer Währung . Die Reichs -
rcgierung erklärte wiederholt , daß sie keine Währungs -
experimente mache oder zulasse.

X . Mit ganz besonderem Nachdruck wandte sich der ba-
diiche Staatspräsident sowohl in der Ministerpräsidenten -
beipreckmng wie auch später noch einmal bei dem Herrn
Reichspräsident selbst, gegen die Aufhebung der bisheri -

gr « Freigrenze für die Umsatzsteuer von 5000 RM . Die
Folge davon sei , daß in Baden von den 254 -000 landwirt -
schaftlichen Betrieben mehr als 85 Proz . umfatzsteuerpflich -
tig würden . Dasfelbe gelte von anderen als landwirt -
schaftlichen Betrieben . Diese neue Steuer belaste gerade
vorwiegend den Süden , weil hier der Kleinbetrieb vor -
herrsche. Die von der Bestimmung Getroffenen feien gar
nicht in der Lage , die Umsatzsteuer zu entrichten ; sie wür -
den bei den Wahlen dem Radikalismus verfallen , ohne
daß diefe neue Steuer ergiebig werde .

Ein Rundschreiben an die Länder
Der Reichsminister des Innern hat heute durch Rund -

schreiben die Landesregierungen gebeten , alle Maßnahmen zur
Durchführung der Reichstagswahl in die Wege zu leiten und die
Gemeinde - und Verwaltungsbehörden mit entsprechender Wei¬
sung zu versehen . Unter Hinweis auf die wesentlichsten Wahlver -
stoße bei den letzten Wahlen wurde ersucht , dahin zu wirken ,
datz die Gemeindebehörden und Abstimmungsvorstände die Reichs -
stimmordnung genau innehalten , um keinerlei Anlaß zu Klagen
zu geben. Gleichzeitig wurden allgemeine Richtlinien für die
Organisation und Durchführung der Reichstagswahl gegeben .

Der Zwischenfall in Danzig . Das polnische Kriegsschiff
„Wicher" ist auf Grund eines Schrittes des Danziger Senates
bei den polnischen Behörden angewiesen worden , Danzig zu ver -
lassen. Das Kriegsschiff hatte unter Verletzung Danziger Ho-
heitsrechte den Hafen angelaufen .

XI . Wenn das Reich beabsichtige, 100 Millionen Reichs «
bahn - Borzugsaktien zAgunsteu des Reichs zu veräußern «
so müsse darauf hingewiesen werden , daß das Reich hin -
sichtlich dieser Aktien nur Fiduziar sei . Der wirklich«
Eigentümer sei derjenige , der Eigentümer der Bahn ge -
Wesen sei , das seien die Länder .

XII . Zu anderen Punkten , insbesondere zur Sozial -
Politik Stellung zu nehmen , war nicht möglich , weil di«
Absichten der Reichsregierung noch gar nicht genügend be»
kannt waren .

Nationalsozialistische Rundsunkrede . Der nationalsozialistische
Reichstagsabgeordnete Gregor Strasser hielt am Dienstag im
Rundfunk eine längere Rede über „Die Staatsidee des Ratio »
nalsozialismus "

, in der er sowohl die außen - wie die innen -
politischen Ziele der Nationalsozialisten umriß . Der Über-
wachungsausschuß beim Süddeutschen Rundfunk hat die Über -
tragung der Strasser -Rede über die Sender Mühlacker und
Freiburg abgelehnt . Der Überwachungsausschuß besteht aus je
einem Vertreter des Reiches, Badens und Württembergs . Eben -
so fand auch keine Übertragung auf die bayerischen Sender
statt . — Strassers Rundfunkhonorar soll übrigens für An -
sprüche gepfändet werden , welche Ministerpräsident Otto Braun
aus einer Strafsache gegen Gregor Strasser auf Erstattung
von Kosten hat .

Das amerikanische Spargefetz , das an den Regierungsaus -
gaben Abstriche von insgesamt 138 Millionen Dollars vor -
nimmt , ist vom Senat angenommen worden .

H

Die politische ;
Zusammenfassung aller

Der Reichspräsident an den Reichsinnenminister
MTB . Berlin , 16. Juni . (Tel .) Der ReichSpräsi »

dent hat an den Reichsminister des Innern , Freiherrn von
Gayl , im Zusammenhang mit dem Erlaß der politischen
Notverordnung folgendes Schreiben gerichtet :

„Sehr geehrter Herr Reichsminister !
Anbei übersende ich Ihnen die von mir vollzogene Verord -

nung gegen politische Ausschreitungen zur Veröffentlichung .
Ich habe die mir von der Reichsregierung vorgeschlagenen
weitgehenden Milderungen der bisherigen Vorschriften in dem
Vertrauen darauf vorgenommen , datz der politische Meinungs -
kämpf in Deutschland sich künftig in ruhigeren Formen ab-
spielen wird und datz Gewalttätigkeiten unterbleiben , ' Sollte
sich diese Erwartung nicht erfüllen , so bin ich entschlossen, mit
allen mir verfassungsmätzig zustehenden Mitteln gegen Ans -
schreitungen jeder Art vorzugehen . Ich ermächtige Sie ,
diese meine Willensmeinung bekanntzugeben .

Mit freundlichen Grützen bin ich Ihr ergebener
(gez.) v . Hindenbur g .

"

Aus dem Snhalt
WTB . Berlin , 16. Juni . (Tel .) Entsprechend ihrer Er -

klärung bei der Übernahme der Geschäfte hat die Reichs -
regierung dem Herrn Reichspräsidenten Borschläge für
Milderung der seit März 1931 erlassenen politischen
Ausnahmevorfchriften gemacht . Reichspräsident und
Reii^ regierung lassen sich bei den neuen Vorschriften von
der Absicht leiten , die durch die früheren Notverordnungen
erheblich eingeschränkte politische Freiheit , nament -
lich für die wichtige bevorstehende Wahlentscheidung , teil -
weise wiederherzustellen .

Die Reichsregierung hat die Vorschriften , die nunmehr
rechtens sind , in einer neuen Verordnung zusam -
mengestellt , um sowohl der Bevölkerung einen klaren über -
blick über die Bestimmungen zu geben , die gelten , als auch den
Behörden die richtige Anwendung zu erleichtern .

Das Versammlungsrecht
Ein Vergleich der aufgehobenen Verordnungen mit der

neuen ergibt , datz die bisherigen Vorschriften weitgehend ge-
mildert sind . Auf dem Gebiete des Bersamlungsrechts sind
die Bestimmungen über die Anmeldung und das Verbot von
öffentlichen politischen Versammlungen , von Versammlungen
und Aufzügen unter freiem Himmel und von den sogenann -
ten Lastwagenfahrten gestrichen . Ein vorheriges Verbot von
solchen Versammlungen und Aufzügen ist auf Grund der
neuen Verordnung nicht mehr gegeben . Diese Erleichterung
ist im Hinblick auf den bevorstehenden Wahlkampf getroffen .
Sollte jedoch die Wiederherstellung der Versammlungsfrei -
heit zu Störungen der öffentlichen Ruhe führen , so ist dem
Reichsminister des Innern die Ermächtigung gegeben , erneut
für das Reichsgebiet oder einzelne Teile Bestimmungen über
die Anmeldung und das Verbot von Versammlungen zu
treffen .

Die Befugnis der zuständigen Landes - und Ortspolizei -
> behörden , Versammlungen unter freiem^ Himmel wegen un -

mittelbarer Gefahr für die öffentliche Sicherheit auf Grund
lieg

' Art . 123 Abs. 2 der Reichsverfassung zu verbieten , ist
durch die neuen Vorschriften selbstverständlich nicht berührt .
Die Befugnisse der Polizei , öffentliche politische Versamm -
lungen sowie Versammlungen und Aufzüge unter freiem
Himmel aufzulösen , ist aus dem bisherigen Recht übernom -
men mit der Einschränkung , datz der Auflösungsgrund der
Gefährdung der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung weg-
gefallen ist. Die Klagen über die zu weitgehende Fassung
dieser Bestimmung und ihre zu sehr in das Ermessen der
überwachenden Polizeibeamten gestellte Anwendung waren
so lebhaft geworden , datz die Reichsregierung glaubte , die
Auflösungsbefugnis der Polizei auf bestimmte , abgegrenzte
Tatbestände einschränken zu sollen . Im übrigen unterlie -
gen unfriedliche Versammlungen ohne weiteres der Auflösung
durch die Polizei . Mit Rücksicht auf ein kürzlich ergangenes
Urteil des Reichsgerichts war es notwendig , die Vorschrift des
Vereinsgesetzes über die Befugnis der Polizeibehörden , in
jede öffentliche Versammlung Beauftragte zu entsenden , wie-
derherzustellen .

Plakate und Druckschriften
Vollständig aufgehoben werden durch die neue Verordnung

sämtliche einschränkenden Bestimmungen über Plakate und
Flugblätter politischen Inhalts . Die Möglichkeit , gegen Pla -
kate , Flugblätter und sonstige Druckschriften der kommuni¬
stischen Gottlosenbewegung vorzugehen , ist jedoch durch die
nach wie vor in Geltung befindliche Verordnung des Reichs -
Präsidenten über die Auflösung der kommunistischen Gott -
losenorganisation vom 3. Mai d. I . weiterhin gegeben .

Im übrigen sind die Vorschriften über die Beschlagnahme
und Einziehung von Druckschriften einschließlich periodischer
Druckschriften (Zeitungen ) weggefallen . Dagegen haben die
Bestimmungen über das Verbot periodischer Druckschriften im

bisherigen Vorschriften
wesentlichen aufrechterhalten werden müssen . Der bisherigt
Verbotsgrund der Gefährdung der öffentlichen Sicherheit und
Ordnung , der wegen seiner weitgehenden Fassung besonders
zu Beanstandungen Anlaß gegeben hatte , ist jedoch, durch
einen neuen Verbotsgrund ersetzt worden , nach welchem das
Erscheinen einer periodischen Druckschrist dann auf gewisse
Dauer untersagt werden kann , wenn in ihr eine Veröffent -
lichung enthalten ist, die lebenswichtige Interessen des Staa -
tes dadurch gefährdet , daß unwahre oder entstellte Tatsachen
behauptet oder verbreitet werden . Gedacht ist hier etwa an
unwahre Behauptungen , durch welche die Währung oder In «
tereffen der Landesverteidigung gefährdet werden . Die Höchst-
dauer des Verbotes einer Tageszeitung ist von acht auf vier
Wochen herabgesetzt worden .

Bleibt sonach die Presse gewissen Auflagen und Beschrän -
kungen unterworfen , so wird der Reichsminister des Innern
durch Ausführungsvorschriften dafür sorgen , datz Entgegnnn -
gen knapp gehalten werden , und datz vor der Anordnung
eines Verbotes nach Möglichkeit zunächst der Weg der Ber -
Warnung , einer von der Zeitung abzugebenden Erklärung
oder einer von ihr zu veröffentlichenden amtlichen Entgeg -
nung beschritten wird .

Wehrverbände unter Aufsicht
des Reichsinnenministers

Zu denjenigen früheren Verordnungen , an deren Stelle
die neue Notverordnung tritt , gehört auch die Verordnung
vom 13. April 1S32, durch welche di » sogenannten Militär -
ähnlichen Organisationen der NSDAP , aufgelöst wurden .
Der Herr Reichspräsident hatte schon alsbald nach dem Erlaß
dieser Verordnung den Wunsch geäußert , daß allgemeine und
gleichmäßig anzuwendende Vorschriften für alle Verbände
solcher Art erlassen werden möchten .

Als Ersatz für die Bestimmungen , die daraufhin zunächst
in der Verordnung vom 3 . Mai 1932 über politische Verbände
getroffen worden waren , sind in die neue Verordnung Vor -
schristen aufgenommen worden , nach denen politische Per -
bände , deren

"
Mitglieder in geschlossener Ordnung öffentlich

aufzutreten pflegen , auf Verlangen des Reichsministers des
Innern verpflichtet sind , ihm ihre Satzungen und sonstigen
Bestimmungen über ihre Organisation und Tätigkeit vor »
zulegen . Die Verbände sind ferner verpflichtet , an diesen
Bestimmungen und an ihrer Satzung jede Änderung vorzu -
nehmen und jeder Auslage nachzukommen , die der Reichsmini -
ster des Innern zur Sicherung der Staatsautorität für er -
forderlich hält .

Nach der Festlegung dieses weitgehenden , sich auf alle Ver -
bände solcher Art erstreckenden Reichsaufsichtsrechts war es
vom Standpunkt der gleichmäßigen Behandlung geboten , auch
der NSDAP , bei der Neubildung solcher Verbände keine be-
sonderen Schranken aufzuerlegen .

Llniformverbot aufgehoben
Schließlich ist auch das sogenannte Uniformverbot in die

neue Verordnung nicht wieder aufgenommen worden . Die
Reichsregierung hat sich zu seiner Aufhebung nicht ohne Be -
denken entschlossen. Sie erwartet , daß gerade die Wieder -
Zulassung der Uniform die Führer in die Lage versetzen wird ,
unbedingte Disziplin unter den Mitgliedern der Verbände zu
halten . Sollte sie sich hierin getäuscht sehen und die Wieder »
Zulassung der sogenannten Parteiuniformen Zusammenstöße
zwischen den Anhängern der gegnerischen Verbände zur Folge
haben , so würde sie genötigt sein , mit scharfen Bestimmungen ,
zu denen ihr das oben erwähnte Aufsichtsrecht die Handhabe
bietet , gegen die schuldigen Verbände einzuschreiten .

*
Haben sich somit Reichspräsident und Reichsregierung ent -

schlössen , eine weitgehende Milderung der bisher bestehenden
Ausnahmevorschriften eintreten zu lassen , so haben sie gerade
deswegen geglaubt , politische Gewalttaten mit strengen Strafen
belegen zu müssen .

Wer glaubt , die im weiten Umfang wiederhergestellte poli -
tische Freiheit zu Gewalttaten gegen den politischen Gegner
mißbrauchen zu können , den soll die ganze Schärfe des Gesetze?
treffen . Die Reichsregierung erwartet von den Polizei - und
Strafverfolgungsbehörden , datz sie mit Strenge gegen derartige
Gewalttätigkeiten vorgehen und die Täter rascher und fühl -
barer Bestrafung zuführen werden .

Der Reichspräsident und die Reichsregierung erwarten von
dem deutschen Volke und insbesondere von den politischen Par -
teien und Verbänden , datz die größere Freiheit des politischen
Lebens , weiche durch die neuen Vorschriften gewährleistet wird ,
nicht erneut zu einer Verwilderung der politischen Sitten führt ,
und daß sich die politischen Führer aller Grade ihrer Verant »
Wartung für die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung
in Deutschland bewußt sind und das Ihre dazu tun , um die
politischen Kämpfe in dem Rahmen zu führen , der einer ge»
sitteten Nation würdig ist. Reichspräsident und Reichsregie -
rung lassen andererseits keinen Zweifel darüber , datz , wenn
diese Erwartungen sich als trügerisch erweisen sollten , neue
und scharfe Ausnahmevorschriften die unvermeidbare Folge
fein mützten .



kleine Sbeoutt
In Dinslaken iNheinprovinz > wurde der Maurerpolier

viollnau von seinem jüngsten . 24 Jahr « alten Sohn erschoffen.
Zerrüttete Familienverhältnisse sollen die Ursache sein.

Bei dem Generaldirektor der Reichsbahn , Torpmiiller . ist in
seiner Villa i » Zehlendorf (Berlin ) ein schwerer Einbruch ver -
übt worden . Der Wert der aus Teppichen und Tafelsilber be-
stehenden Beute beträgt einige Tausend Reichsmark .

Trauerbeflaggung in Oberschlesien . Zum Gedenken an die
zehnjährige Wiederkehr des Tages der Abtretung oberschlesi«
fchen Gebietes an Polen setzten am gestrigen 15. Juni in Ober -
Schlesien sämtliche öffentlichen Gebäude die Flaggen auf Halb -
mast . Außerdem wurde um 12 Uhr mittags ein Trauergeden -
len veranstaltet , in der in der ganzen Provinz der Verkehr
drei Minuten ruhte .

Verlobung des schwedischen Thronfolgers . Auf Schloß Callen -
berg bei Coburg erfolgte die Verlobung des schwedischen Thron -
folgers , Prinzen Gustav v . Schweden , mit der Prinzessin
Sybille von Sachsen - Coburg - Gotha .

B ^ cMscli ^ r Teil
Vaden und die neue Verordnung

des Reithspvaftdenten
gegen politische Lllnsithvettnngen
Von der Pressestelle beim Staatsministerium wird mit -

geteilt :
* * Durch die neue , am 17. Juni in Kraft tretende Verord -

nung des Reichspräsidenten gegen politische Ausschreitungen
werden unter anderem auch die aufgelösten Verbände der SA .
und SS . wieder zugelassen und das bisher bestehende allge -
meine Uniformverbot außer Kraft gesetzt. * Bei der Bespre¬
chung dieser Angelegenheit mit den Minister - und Staats -
Präsidenten der Länder und mit den Bevollmächtigten zum
Reichsrat ist von der Reichsregievung ausdrücklich erklärt wor -
den , daß die Zuständigkeit der Länderregierungen zum Erlaß
von Anordnungen für die Aufrechterhält »» « der öffentlichen
Ruhe und Ordnung durch die neue Regelung nicht beeinträch -
tigt werden soll .

Mt Rücksicht auf die in Baden gegebenen Verhältnisse , hat
der Minister des Innern , entsprechend einer früheren badi -
scheu Regelung , ein allgemeines Nniformverbot ausgesprochen .

Das in Baden bestehende Demonstrationsverbot bleibt durch
die Reichsverordnung unberührt .

Das Verbot von Geländeübungen ist bis auf weiteres ver -
längert worden .

vevtasnns des Landtags
35 . Sitzung .

DZ .Karlsruhe , 15. Juni 1932.
(Fortsetzung des Berichts aus der gestrigen Nummer )

m
Bekämpfung der Gottlosenbewegung

Abg . Menth (D . Vp .) berichtet eingehend über folgenden
Antrag des Zentrums :

„Der Landtag wolle beschließen , die badische Regierung zu
ersuchen ?

1 . von allen bestehenden gesetzlichen Möglichkeiten zur Be -
kämpfung der Gottlosenpropaganda Gebrauch zu machen ,

2 . bei der Roichsregierung vorstellig zu werden , damit die
Möglichkeiten erweitert werden , um die Gottlosenbewegung
mit gesetzlichen Mitteln zu bekämpfen und die Rechte der
christlichen Religionsgesellschaften mit allen gesetzlichen Mitteln
zu schützen.

"

Der Rechtspflegeausschuß schlägt vor , obigem Antrag die
Zustimmung zu erteilen .

Die Abgeordnete Frau Siebert (Zentr .) gibt dem Antrag
ihrer Fraktion eine ausführliche Begründung .

Die Rednerin legte dar , wie weit die Gottlosenpropaganda
bereits in Deutschland vorgedrungen sei und wie dadurch die
Kinderseele vergiftet werde . In Rußland , wo die Bewegung
ihren Ausgang genommen habe , seien seit 1318 1000 Klöster
aufgehoben , in den letzten Jahren 14 (XXI Kirchen geschlossen
worden . Die Priester würden massenweise auf die Straße
gesetzt. Weihnachten habe in Rußland im Zeichen des Ver -

nichtungskampfes gegen Religion und Kirche gestanden .
Die Abgeordnete erinnerte an den Weltprotest des Papstes

Pius XI . und die Protestaktionen aus katholischen und evan -

gelischen Kreisen der ganzen Welt . Gottlosigkeit sei Ent -

geistigung und Lieblosigkeit ; sie richte in den Familien und
im Zusammenleben der Menschen ungeheuere Verwüstungen
an . Wie würde die Stellung der Frau als Trägerin des Le-
bens , wenn die Gottlosigkeit zum Grundsatz würde ? Auch die
Bestrebungen des Tannenbergbundes hätten eine verwirrende
Wirkung für das deutsche Kulturleben . Aus der Not der
Völker werden wir nur einen Ausweg finden im Geiste des
Christentums .

Abg . Frau Richter (D . Natl .) führt - aus , im Zeitalter des
Materialismus vergesse man zu leicht,' daß der Mensch nicht
nur einen Körper , sondern auch eine Seele hat , die ebenfalls
Pflege verlangt . Die Gottlosigkeit habe bereits einen be-

denklichen Umfang angenommen . Die politischen Parteien
sollten zusammenstehen , um dem Volk das schönste und höchste
Gut , die Religiosität , zu erhalten .

Abg . Ewald ^Ev . Volksd .) meint , es sei soweit gekommen ,
daß es als anstößig empfunden werde , in der Öffentlichkeit
von Christentum und Religion zu reden . Das halte uns nicht
ab , im Parlament über die Gottlosenbewegung zu sprechen .
Keine Bewegung sei so duldsam , wie das Christentum selbst .
Leider sei das Christentum vielfach zur äußeren Form ge-
worden . Man habe sich innerlich davon losgelöst und den
christlich fundamentierten Staat unterminiert . Kirche und
Staat müßten darüber wachen , daß den Kindern nicht der
Glaube aus dem Herzen gerissen wird . Die Schulen dürften
nicht zu Brutstätten der Gottlosigkeit werden . Der Redner
macht in diesem Zusammenhang Ausführungen , die in der
staatsparieilichen Fraktion Widerspruch auslösen (Abg . Hof -
Heinz ruft : Das sind Übertreibungen ! ) .

Kultusminister Dr . Baumgartner
stellt als eine erfreuliche Tatsache die Vertiefung des reli -
giösen Gedankens in der Gegenwart fest. Heute können wir
auch an den Universitäten und Hochschulen erfreulicherweise
konstatieren , daß das religiöse Fundament geistigen Schaf -
fens wieder vorhanden ist , der Grundgeist , der aus der reli -

giösen Idee herkommt , ist in die weitesten Kreise des Volkes
hineingedrungen , tief hinein , bis in die Reihen der Sozial -
demokraten und sogar der Kommunistischen Partei . Das
mir vorliegende Material aus der Zeitschrift „Kampfsignal "

der proletarischen Freidenker ist der beste Beweis gegen den

Vorwurf , daß von . feiten des Staates nic^ s gegen die Gott -
losenbewegung geschehe. Dort sehen wir auch angeführt ,was alles von feiten der großen Religionsgemeinschaften zumSchutze der Religion und für das darbende Volk geschieht.Wenn die Kommunisten den Kampf in die Schule tragenwollten , würden sie auf den eisernen Widerstand der Staats -
gewalt stoßen .

Abg. Schmidt - Bretten (Nat . - Soz .) führt aus , von sozial -
demokratischer Seite drohe ebenso große Gefahr für die Re -
ligion wie von feiten der Kommunisten .

Abg . Klausmann (Komm . P .) richtet heftige Angriffe gegendie christliche Kirche und ihre Institutionen .
Abg . Martzloff (Sozdem .) gibt folgende Erklärung ab :
Die Sozialdemokratische Fraktion steht auf dem Boden völ-

liger Glaubens - und Gewissensfreiheit , wie diese durch die
Reichsverfassung gewährleistet ist . Aus diesem Grunde sindwir auch nicht in der Lage , dem Antrag des Rechtspflege -
ausschufses zuzustimmen . Weltanschauliche Kämpfe müssenmit geistigen Waffen ausgetragen werden . Andererseits muß
zugegeben werden , daß die Gottlosenbewegung in erster Linie
eine von den Kommunisten zu politischen Zwecken ausge -
zogene Organisation darstellt . Im Hinblick auf diese Tat -
fache wird sich unsere Fraktion bei der Abstimmung der
Stimme enthalten .

Der Redner wendet sich anschließend gegen die Aussührun -
gen des nationalsozialistischen Abg . schmidt . Nach dessen
Entgegnung wird die Aussprache geschlossen.

Abg . Frau Siebert (Zentr . ) macht im Schlußwort gegen -
über dem Abg . Klausmann einige Feststellungen über die
Anstalten der Caritas und der inneren Mission .

Abg . Hofheinz (Staatsp .) macht zur Geschäftsordnung die
Bemerkung , seine Fraktion stimme dem Ausschutzantrag selbst -
verständlich zu . Sie habe sich an der Aussprache deshalb
nicht beteiligt , weil nach ihrer Auffassung dem Sinn des An -
träges durch solche Auseinandersetzungen nicht Rechnung ge-
tragen werde .

Der Antrag wird gegen 5 kommunistische Stimmen bei 10
Stimmenthaltungen der Sozialdemokraten angenommen .

Theateraufführungen am Karfreitag
Abg . Dr. Hoffmann (Zentr .) berichtet über das Gesuch des

Oberbürgermeisters von Mannheim , am Karfreitag Theater -
Aufführungen zuzulassen .

Der Rechtspflegeausschutz beantragt Übergang zur Tages -
ordnung .

Abg . vr . Wolfhard (Staatsp . ) begründet den Antrag auf
empfehlende Überweisung in dem 'sinne , in die landesherr -
liehe Verordnung vom 18 . Juli 1892 ( Fassung voni 17. Jan .
1923) die Bestimmung aufzunehmen : „Am Karfreitag darf im
Theater nur Richard Wagners „Parsival " aufgeführt werden .

"
„Parsival " sei ein tief religiöses Stück und bringe uns in fei»
ner Musik ebenfalls der Gottheit nahe . Kein christliches ,
seelisches Empfinden werde an einer solchen Aufführung An -
stotz nehmen .

Abg . Kroenlein (Cv . Vd .) tritt für den Ausschutzantrag ein .
Er ist dem Evang . Oberkirchenrat dafür dankbar , datz er sich
grundsätzlich gegen jede Theateraufführung am Karfreitag
ausgesprochen hat .

Abg. vr . Brühler iDnatl .) verkennt nicht die künstlerische
Grötze des „Parsival "

. Trotzdem findet er es nicht zur Auf -
führung am „Stillen Freitag " geeignet . Über den konserva¬
tiven Standpunkt des Evang . Oberkirchenrats könne man sich
nur freuen .

Abg . Wehner ( Soz .) unterstützt das Mannheimer Gesuch,
durch das religiöse Gefühle gewiß nicht verletzt werden sollen .

Kultusminister vr . Baumgartner bittet um Annahme des
Ausschutzantrags . Eine Monopolstellung für den „Parsival "
könnte er keinesfalls anerkennen . Im übrigen bestehe zwi¬
schen der Aufführung auf der Bühne und im Konzertsaal ein
wesentlicher Unterschied , und hier würde er der Matthäus -
Passion den Vorzug geben .

Wg . Or. Waldeck (D . Vp .) hätte eine mildere Form der Ab-
lehnung gewünscht .

Berichterstatter Abg . vr . Hoffmann erklärt , es handle sich
um keinen Affront gegen die Stadt Mannheim , sondern ledig -
lich um die geschäftsordnungsmätzige Erledigung des Gesuches .

Abg . Or. Wolfhard (Staatsp .) setzt sich nochmals lebhaft für
seinen Antrag ein . Eine Monopolstellung des „Parsifal "
Lege nicht in seiner Absicht .

Eingegangen ist ein Antrag des Wg . vr . Waldeck (D . Vp .) ,
das Gesuch durch die Erklärungen der Regierung für erledigt
zu erklären .

Es folgt eine längere , ziemlich lebhafte Geschästsordnungs -
debatte . Dem Antrag Or. Waldeck wird mit großer Mehrheit
gegen 20 Nein (Staatspartei und Sozialdemokraten ) , bei 5
Stimmenthaltungen (Kommunisten ) zugestimmt .

Abg . Hofheinz (Staatsp .) ist der Auffassung , daß die Ab-
stimmung nicht gefchäftsordnungsmätzig verlaufen sei.

Der Präsident weist diesen Vorwurf zurück.
Unter großer Unruhe im Hause schließt die Sitzung um

y, 2 Uhr . — Nächste Sitzung nachm . halb 4 Uhr .

mit Goldmunditiick und Ohne mund $ Kid <-

(36 . Sitzung .)
DZ . Karlsruhe . 15 . Juli 1932.

Zu Beginn der Nachmittagssitzung wird zunächst die Ant «wort des Finanzministers auf die Kurze Anfrage des Abg.Roesch (Soz . ) wegen der

zollfreien Straße Lörrach —Weill
zur Verlesung gebracht . Diese lautet :

„Das Finanzministerium hat bereits vor etwa einem Jahr »bei der Beantwortung einer Anfrage über denselben Gegen -
stand darauf hingewiesen , datz zunächst die ^finanziellen Bor «
bedingungen für den Bau der zollfreien Stratze geschaffenwerden müsse , und datz dieserhalb mit dem Reich wegen Lei -
stung eines Zuschusses aus der Westhilfe verhandelt wird .Der Herr Reichsminister des Innern hat es indessen mit
Rücksicht auf andere vordringliche , durch die Grenzziehung des
Versailler Vertrages gebotene Hilfsmaßnahmen und mit Rück¬
sicht auf die beschränkten Mittel , sie zur Verfügung stehen— wenigstens einstweilen — abgelehnt , eine Reichsunterstüt -
zung aus dem Westhilfesonds zuzusagen . Eine anderweitigeFinanzierung war bis jetzt nicht möglich.

Sobald feststeht , daß die Aufbringung der Mittel gesichertist, können die Verhandlungen mit der Schweiz wegen derLinienführung aufgenommen und die Fertigstellung des end -
gültigen Entwurfs in Angriff genommen werden . Es wirddann auch die Beitragspflicht der beteiligten Gemeinden ge-prüft werden müssen .

"

Nach Eintritt in die Tagesordnung berichtet Abg. Deufel(Zentr .) über das Gesuch des Verbandes badischer Gemeinden ,betr . die
Zuständigkeit der Gemeindegerichte .

Es wird die Wiedereinführung der Zuständigkeit der Gemein -den in eigenen Angelegenheiten gefordert .
Der Rechtspflegeausschuß beantragt empfehlende überwei -sung an die Regierung .
Abg . vr . Wolfhard (Staatsp . ) ist dafür , datz strittige Sa -

chen sofort an das Amtsgericht gehen .
Der Ausschußantrag wird einstimmig angenommen .
Abg . Kühn (Zentr .) erstattet Bericht über den national -

sozialistischen Antrag auf Vorlage eines
Gesetzes ijber das Schlachten von Tieren .

Man will ein Verbot des Schächtens .
Der Antrag wird nach Begründung durch den Abg. Frhrn .von Marschall gegen die Stimmen der Nationalsozialisten undder Deutschnationalen abgelehnt ; die Kommunisten enthaltensich der Stimme .
Abg . von Au (Wirtschaftsp . ) berichtet über die

Abhör der Rechnung des Rechnungshofes für 1930.
Die Rechnungslegung wird ohne Beanstandung durch Kennt «
nisnahme für erledigt erklärt .

Abg. Schill (Zentr . ) erstattet Bericht über das Gesuch des
Haus - und Grundbesitzervereins Pforzheim um

Ermäßigung der Landwirtschaftskammerbeiträge für
Bauplätze usw.

Der Antrag des Haushaltsausschusses lautet auf empfeh «lende
^ Überweisung an die Regierung und wird angenommen ,bei Stimmenthaltung der Kommunisten .

Abg . vr . Person (Zentr .) berichtet über das Gesuch de?Bundes deutscher Architekten betr .
die Denkmalpflege

und beantragt , die Eingabe im Anschluß an die vor kurzemim Hause abgegebene Erklärung der Regierung für erledigtzu erklären . — Das Haus stimmt mit Mehrheit zu.
Das Finanzgesetz

„ Rückert (Soz .) berichtet als Vorsitzender des Haus -
Haltsausschusses über den

Entwurf eines . Staatshaushaltsgesetzes (Finanzgesetzes )
für 1932 und 1933. Die fortdauernden Einnahmen wurden
endgültig auf 425 508 700 RM ., die fortdauernden Ausgabenauf 431 »41100 RM . festgestellt . Zu den fortdauerndenMehrausgaben mit 5 532 400 RM . treten Mehrausgaben au »
früheren Jahren in Höhe von 1 387 400 RM . Der endgültigeFehlbetrag beträgt also 6 919 800 RM . Er ist aber auf den
Fehlbetrag von 1928/29 zurückzuführen .

Somit besteht die erfreuliche Tatsache , datz der laufend «Haushalt 1932/33 eigentlich ohne jeden Fehlbetrag abschließt
Allerdings ist zu berücksichtigen, datz
1 . kein umlaufender Betriebsfonds vorhanden ist;2. voraussichtlich keine Reserven vorhanden sind ;3 . mit einer absteigenden Konjunktur und infolgedessen mit

Steueraussällen zu rechnen ist ;
4 . keine Sicherheit bezüglich der Höhe der Reichssteuerüber «

Weisungen besteht .
Die gesamte Staatsverwaltung mutz deshalb nach wie voyauf äußerste Sparsamkeit eingestellt sein und bleiben . Dfe

Regierung hofft , das Defizit aus der Eisenbahnrestabfindungund möglichen Einsparungen decken zu können .
An Steuern sind dieselben , durch die Realsteuersenkung be-

reits gekürzten Sätze vorgesehen , wie sie zum Schluß des letz«
ten Hanshaltsjahres bestanden haben . (Im übrigen verweisen
wir auf die Mitteilungen aus dem Haushaltsausschuß , die noch
nachgetragen werden .)

Die Stellenzulagen werden mit Wirkung vom 1 . Juli 1932
über die allgemeine Besoldungskürzung hinaus bis auf wei -
teres um 25 Prozent gekürzt . Außerdem wurde das Staats -
Ministerium ermächtigt , die Zahl dieser Zulagen zu vermin -
dern .

Im Ausschutz wurde der Gesetzentwuvf mit 15 gegen S
Stimmen ohne Enthaltung - angenommen .

In der
Aussprache

weist Abg . vr . Kaufmann (Zentr . ) darauf hin , datz das .
Finanzgesetz das Ergebnis fruchtbarer Arbeit des Landtag ?
im Anschluß an das Spargutachten und die Frucht der zähen
Bemühungen der Regierung s<i , den Haushalt mit strengster
Sparsamkeit aufzustellen . Der Haushalt sei wohl rechnerisch
ausgeglichen , doch dürfte der innere Ausgleich schon heute nicht
mehr vorliegen im Hinblick auf den starken Rückgang der
Umsatzsteuereingänge in den letzten Monaten . Der Redner
unterstreicht als eine der wichtigsten Aufgaben zur Bekämp -
fung der Arbeitslosigkeit die tatkrästige Förderung der land -
lichen Siedlung . Die Absicht der Reichstkgicrung . die Zu -
schösse an die Gemeinden diesen direkt zu überweisen , findet
der Redner im höchsten Grade bedenklich. Dieses Verfahren
müsse zu einer Entfremdung zwischen Land und Gemeinden
führen . Es sei auch zu befürchten , vatz man einem Schema -
tismus verfällt , nicht zum Vorteil der leistungsschwachen Ge -
meinden . , . . . . _ . .Die neue Reichsnotverordnung scheine mehr em spiel mit
Zahlen zu sein , als ein Rechnen mit den realen Verhältnissen .
Das zeige sich axn besten daran , wie man sich die Regelung
der Wohlfahrtslasten denkt . Datz wir in Baden so geordnet «
Finanzen haben , sei erfreulich .



*rte Mgeocdnet«« Lechletter (Stomm .) , Whler (Ratsoz.) und
Lauer (Dnatl .) lehnen SaS Finanzgesetz ab . wahrem» Abg .
Stevmaim für die staatsparteiliche Fraktion zustimmt und
einiges Äber »ie Arbeit im Parlament sagt, die im Zeichen
deS Sichversteheils geleistet werden sollte . — Abg . Dr. Waldeck
(D . Bp. ) stimmt gleichfalls zu .

Abg . Rückert (Soz .) erklärt die Zustimmung der sozial-
demokratischen Fraktion . Er meint , die Länder seien heute
nichts anderes als gehobene Sklbstvenvaltungsprovinzcn . Der
demokratische Süde » dürfe in den heutigen Zeitverhältnissen
seine Selbständigkeit nicht aufgebe« . (Sehr gut im Zentrum .)
Die Sozialdemokratie nehme, solange eine altprsußische Denk-
weise zu regieren scheine, in bezug auf den zentralistischen
Staat eine mehr als abwartende Haltung «in. Das Ver¬
kehrte der jetzigen Politik werde die große Mass« bald er-
kennen.

Finanzminister Dr . Mattes
führt aus . die Gefahren für den Etat seien nicht zu verken -
nen . Die Umsatzsteuer sei erheblich hinter den von der Reichs -
regievung «ingesetzten Beträgen zurückgeblieben . Dies Habe
man in der neue« Notverordnung nicht berücksichtigt, vielmehr
seien weite» Kreise «e « belastet worden. Zudem habe man die
Lairdesbeamten zur Beibringung der Mittel für die Arbeits -
losenhilfe herangezogen.

Damit ist die Aussprache beendet.
Es folgt

die Abstimmung über das Finanzgesetz
— der Schlußstein der Etatberatung — wird mit allen Stim -
men der Koalitionsparteien , dw Staatsparteiler und des Ev .
Bolksdienstes gegen 11 Neinstimmen der Opposition in 1 . uno
L. Lesung angenommen. '

*

Aber den weiteren Verlauf der Sitzung 'berichten wir noch.
Der Landtag vertagte sich schließlich und ging in die sommer -
ferien .

Aus der badischen Industrie
Keine Berbindlichkeitserklärungdes Lohnspruchs in der Textil-

Industrie. Durch einen Schiedsspruch vom 3 . Mai d . I . waren
öie Ecklöhne in der badischen Textilindustrie um 2 Jtrf pro
Stunde gesenkt worden. Wie wir erfahren , hat der Reichs -
arbeitsminister die Verbindlichkeitserklärung dieses Schieds-
spruches abgelehnt. Die Durchführung der neuen Lohnordnung
bleibt daher den einzelnen Betrieben überlassen.

Krümverspftem im Schwarzwald. Auf Anregung der Firmen -
inhaber der Maschinenfabrik Gebr. Heinemann in St . Georgen
im Schwarzwald, wurde bei ihr das sogenannte Krümpersystem
eingeführt . Die Belegschaft hat freiwillig zugestimmt und das
Opfer gebracht , daß durch zeitweise Räumung ihrer Arbeits-
Plätze schon längere Zeit arbeitslose Kollegen wieder Beschäf-
tigung finden. Die Firma steht zur Zeit in Unterhandlungen
wegen weiterer Rutzlandlieferungen.

Das Badliche Gesetz, und Verordnungsblatt lNr . 31 ) enthält
eine Verordnung des Ministers des Innern über den Vollzug
der Realsteuerverordnung 1932.

Aus der TattdeshauvMadt
Der zwölfte Caritastag wird vom Ii), bis IS. Juli in Karls -

ruhe abgehalten werden . Erzbischof Dr. Gröber wird an der
Tagung teilnehmen und am Abend des Sonntag , den 10. Juli
über „Di« Kirche Christi und die Rot unserer Tage " sprechen .

Die Lotterie der Erlioluygskinder bis 18. Juli verlängert .
D>e wirtschaftlich ungünstige Zeit, vor allem auch die vielen
politischen Probleme der Gegenwart , haben es zur Ursache ,
daß die Badische Wohlfahrtslotterie „Wir wollen helfen ! "
chren Ziehungstermin vom IS. Juni 1S32 nicht einhalten
kann. Um der Kinder willen, die in den nächsten Monaten
Erholung und Gesundheit finden sollen , wird die Spielzeit
um einen Monat verlängert . Der neue Ziehungstag ist un-
widerruflich auf den 1« . Juli 1932 festgesetzt.

Inflationsgeld als Zahlungsmittel . In den letzten Tagen
wurde hier wiederholt versucht , außer Kurs gesetztes Geld, ins -
besondere Inflationsgeld in Verkehr zu bringen . Eine etwa
58jährige Frau wollte mit einem alten Tausendmarkschein an
einem Postschalter eine Zahlung machen . Als sie merkte , daß
sie hier kein Glück hatte , verschwand sie rasch.

Wetterbericht der Badischen Landeswetterwarte Karlsruhe
vom Donnerstagmorgen : Gestern nachmittag kam es im gan-
zen Lande noch zu leichten Gewittern , zeitweiseheiterte es auf.
Heute früh liegt südlich des Mains noch Bewölkung, währendweiter nördlich heiteres bis wolkenloses Wetter herrscht . Der
Feldberg hat Alpensicht bis 200 Kilometer Entfernung . Bei uns
ist wieder mit Aufheiterung zu rechnen . Boraussage für
17. Juni : Aufheiternd und vorwiegend trocken, nordöstlicheWinde.

Wasserstände : Waldshut 304 minus 5, Basel 104 minus 6,
Schusterinsel 168 minus 4, Rheinweiler 73 minus 5, Kehl 316
unverändert , Maxau 492 minus 6, Mannheim 360 unver-
ändert , Caub über 200 Zentimeter .

Sandel und Wintstbsft
Devisennotierungen der Neichsbank

«Amtlich !
li \\ Juni 15 Juni

« !>d Bri«i Geld Stiel
Amsterdam 100 G. 170.43 170 77 170.48 170 .82
Kopenhagen 100 Kr. 84 .17 84 .33 84 .22 84 .38
Italien - . 100 L. 21 .53 21 .57 21 .58 21 .62
London . 1 Pfd . 15 .415 15.455 15.41 15 .45
New York . 1 D. 4.209 4.217 4 .209 4 .217
Paris . . . 100 Fr . 16 -55 16.59 16.55 16.59
Schweiz - . 100 Fr . 82 .07 82 .23 82 .07 82 .23
Wien 100 Schilling 51 .95 52 .05 51 .95 52 .05
Prag . . . . 100 Kr. 12.465 12 .485 12 .465 12 .485

^yif ^
i !il @ f §faller Art liefert :

Friedrich Lang , Waagenfaärik. Stuttgart - Cannstatt 3

Tonwarenindustrie Wiesloch A,-G ., Wiesloch , Bade« . In der
in Mannhsim abgehaltenen Generalversammlung unter dem
Vorsitz von Dr. W . Ludowici -oaren 2 114 200 39tl Stamm - utio
12 000 J9A Vorzugsaktien vertreten . Die Anträge der Ver-
waltung wurden einstimmig genehmigt. Bekanntlich verteilte
die Gesellschaft im Vorjahr eine Dividende von 4 Prozent auf
die Stammaktien und eine solche von 6 Prozent auf die Vor-
zugsaktien. Im abgelaufenen Geschäftsjahr entstand ein Ver-
lust von 3815 Jflt , weshalb eine Gewinnausschüttung nicht er»
folgt. Der Aufsichtsrat, der neu gewählt wurde, setzt sich nun -
mehr aus folgenden Mitgliedern zusammen : St- 8t. De Franz
Rosenfeld . Mannheim , Direktor W. Sommer , Jockgrim, Dr.«
Jng . W . Ludowici, Jockgrim, Kommerzienrat O . Rosenfeld,
Stuttgart . Architekt Hartmann , Manheim , Dr. Friedrich Bonte,Berlin , der in keiner geschäftlichen Beziehung zum BankhauseBonte steht, und Bankier Merzbach , Offenbach .

Staatsanzeigev

Verordnung
De « Schutz der öffentliche « Sicherheit

und Ordnung .
Auf Grund ses § 29 öes Bad. Polizeistrafgesetzbuchs in Sev

Fassung des Gesetzes vom 26. Februar 1931 (G . u . VBl . S . 45)
wird verordnet, was folgt :

Artikel 1.
Das Tragen aon Parteiuniformen oder Bundestrachten (ein-

heitlicher Kleidung) , die die Zugehörigkeit zu einer politischen
Vereinigung kennzeichnen , ist außerhalb der eigenen Woh -
nung im Bereich des Freistaats Baden bis auf weiteres oer-
boten.

Artikel 2.
Gelände- und Ordnungsübungen (Geländespiele, Gelände«

spart usw .) und Vorbereitungen dazu sowie alle Märsche in
geschlossener Ordnung unter freiem Himmel sind bis auf wei-
teres , soweit sie von Angehörigen politischer Parteien und Or¬
ganisationen, ihren Hilfs - und Nebenorganisationen aus -
gehen , während der Nachtzeit verboten. Die Nachtzeit umfaßt
in dem Zeitraum vom 1 . April bis 30. September die Stun -
den von 9 Uhr abends bis 4 Uhr morgens und in dem Zeit-
räum vom 1 . Oktober bis 31. März die Stunden von g Uhr
abends bis 6 Uhr morgens.

Veranstaltungen der in Abs. 1 bezeichneten Art sind, wenn
ste zur Tageszeit abgehalten werden sollen , bis auf weitere»
bei dem für die Veranstaltung zuständigen Bezirksamt (Poli »
zeipräsidium, Polizeidirektion) mindestens 24 Stunden vorher
anzumelden ; sie können verboten werden,^ wenn eine Stö -
rung der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung zu besorgen ist,

Artikel Z.
Diese Verordnung tritt mit dem 17. Juni 1932 in Kraft .

Die Verordnungen vom 8 . Dezember 1931 und 24 . März 1932
über Geländeübungen und Märsche (G . u . VBl . 1931 S . 445 und
1932 S . 78) treten gleichzeitig außer Kraft .

Karlsruhe , den 16 . Juni 1932.
Der Minister deS Inner «

M a i e r .

Gewisse Druckereien versenden schon jetzt unbe-
stellt Vordrucke zur Reichstagswahl, ohne zu
wissen, ob diese Vordrucke den erst noch zu erlas-
senden Vollzugsvorschriftenentsprechen werden .
Der Bad . Kommunalverlag wartet das Erschei-
nen der Vollzugsvorschristenab und ist dann in
der Lage , die Gemeinden mit Vordrucken zu
beliefern, die allen Vorschriften entsprechen .
Wer also unverlangt solche Vordrucke erhalten
hat , ist nicht verpflichtet , diese zu behalten : vor
allem möge er sie auch nicht benutzen , da er Gesahr
läuft , ungenaue Vordrucke verwendet zu haben.

Bad . Kommunalverlag
BordrucklagerBruchsal
Wörthstraße 3 . Fernsprecher Nr . 2142 . L .922

MWes LatAstheM
Freitag , den 17. Juni 1932
*QS9 .TH--Gem..III .S, .Gr .,

2 . Hälfte

Schneider Wibbel
Komödie

von Müller -Schlösser
Regie : Bäumbach

Mitwirkende:
Frauendorfer,Genter,Rade -
mach« , Seiling , Kratzer ,
Baumbach, Brand , Dahlen,
Herz, Höcker, Kienscherf ,
Kühne, Mehner. P . Müller,
Prüter , v -d -Trenck, Grimm.

Kleinbub, Lindemann,
H . Müller

Anfang 20 Ende geg. 221l1
Preise B (0,70 - 4,20 XJ6 )

Sa -18.6. Das Dreimäderl-
haus . So .19 .6. Rienzi.

MW IM Ulli) MM -WIM
Gemäß den inzwischen in das Handelsregister eingetragenen Beschlüssen unserer

ordentlichen Generalversammlung vom 23 . März 1932 über die Herabsetzungunseres
Grundkapitals auf 144 000 000 XS fordern wir nunmehr unsere Aktionäre auf , ihre
Aktienurkundenmit DividendenscheinenNr . 3 ff. zum Umtausch in neue Aktienurkunden

bis zum 10. August 1932 einschließlich
bei der

Deutsche« Bank und Disconto - GeseUsciiaft in Berlin
- der einer ihrer Zweigniederlassungen

an den zuständigen Schaltern während der üblichen Geschäftsstunden einzureichen .
Den Aktienurkunden sind Nummernverzeichnissebeizufügen, auf denen sie der

Nummernfolge nach geordnet zu verzeichnen sind ; für die Nummernverzeichnisse
find die bei den Umtauschstellen erhältlichen Formulare zu verwenden.

Gegen Einlieferung einer Aktienurkunde über 1000 XS bzw . 100 XH werden
vier neue Aktienurkunden über je 100 XS bzw . zwei neue Aktienurkunden über je
20 XM mit Gewinnanteilscheinen Nr . 1 ff. ausgereicht. Soweit möglich wird an
Stelle von fünf Aktienurkunden über je 20 Ml , falls der Einreicher nicht aus -
drücklich Aktienurkunden über 20 Xä> wünscht , eine Aktienurkunde über 100 Xti ,
und an Stelle von zehn Aktienurkunden über je 100 XM auf Wunsch eine Aktien -
Urkunde über 1000 XM ausgefolgt .

Die Umtauschstellen sind bereit, zur Erzielung von durch 100 teilbaren Nenn-
betragen der auszureichenden neuen Aktien den An - oder Berkauf von Spitzen-
betragen tunlichst zu vermitteln.

Die Aushändigung der neuen Aktienurkunden erfolgt gegen Rückgabe der über
die eingereichten - alten Aktienurkunden erteilten, nicht übertragbaren Empfangs -
befcheinigung durch diejenige Stelle , welche die Bescheinigung ausgestellt hat - Die
Umtauschstellen sind berechtigt , aber nicht verpflichtet , die Legitimation de» Vor-
zeigers der Empfangsbescheinigung zu prüfen -

Nach Ablauf der oben erwähnten Frist wird die Notiz für die alten Aktien
«rn der Börse eingestellt werden-

Der Umtausch ist bei uns und unseren Niederlassungen provisionsfrei.
Berlin , im Juni 1932 . £ .921

Deutsch« Bank und Diseonto - Gesellschaft
O . Wassermann . Mösler .

E . 166. Karlsruhe . Das
Konkursverfahren über das
Vermögen der Firma Karls-
ruher SeifenhausErnst Wenz ,
Inhaber Walter Rauscher
in Karlsruhe , Kaiserstraße
241 , wurde mangels Masse
eingestellt. Karlsruhe , den
13 . Juni 1932 . Geschäfts-
stelle des Amtsgerichts A 8,

Formulare
und sämtliche Drucksachen für Behörden
liefert prompt und preis w% r t

G . Braun GmbH .
vorm . G . Braunsche Hofbuchdruckerei und
Verlag , Karlsruhe , Karl- Fried rieh - Str . 14 ,

Tel . 952/54 -

Kezirks Sparkasse Heiligeuberg/Kodensee
— ©öffentliche Uerbandslparkasse —

Bilanz auf 31. Dezember 1931
Vermögen

1 - Kassenbestand
2 . Guthaben bei Badische Bank, Giro-

zentralen und Postscheckamt . . .
3 . Wechsel
4 . Wertpapiere

a ) aus Neuanlage • .
d) aus Auswertung . .

5. Darlehen in lfd . Rech-
nung an Private . .
Ueberziehungauf Giro-
konto

6. Darlehen an Reich , Länder, Kreise,
Gemeinden
a) neue 42 800,—
b>aufgewertete . . 1 410,49

7 . Darlehen auf Hypothek
a) neue 2 599 892,20
b>aufgewertete . . 592184,83

28 200,—
471242,79

106 250,64

14 967,28

178 288,93
94 156,40

499 442,79

8. Darlehen M .Schuldschein a -Bürgschaft
a) neue 313 568,35
b>aufgewertete . . 12 788,95

9 . Lombarddarlehen
10 . Grundstückskaufgelder

a) neue 1000,—
b) aufgewertete . . . 6 947,50

11 - Einlage beim Bad - Sparkassen- und
Giroverband

12 . Einnahmerückstände
a) Zinsen a -Neugeschäft 120 958,86
b) Zinsen aus Aufwer»

tungsforderungerk . 13 297,92
c) Betrelbungskosten-

vorschüsse - - • 2217,98
13 . Grundstücke und Gebäude . . . .
14. Gerätschaften

90,65 106 341,29

44 210,49

3192077,08

326 357,30
19 526,—

7 947,50

42 500, -

136 474,76
2,-
1.-

4 662 292,®

1 . Spareinlagen
a) neue . .
b) aufgewertete

2 . Giroeinlagen

Berbindttchkeiten XU

3. Guthaben in laufender Rechnung . .
4. Delcrederekonto (zweifelhafte Aufwer-

tungsforderungen
5. Delcrederekonto iAufwertungsnachfor-

derungen
6. Reinvermögen am 31 . Dezember 1931

und zwar :

2 398 094,32
1941 713,26 4 339 807,58

95 355,87

a) gefetzt. Reservefonds
am 31 . Dezemb. 1930

b>Reingewinn für 1931
187 204,68

18 248,14

105,08

11862,90

9 708,5 ?

205 452,83

4 662292,82

Berechnung der Rücklage
Die gesetzliche Rücklage hat gemäß § 22 Ziffer 1 der Satzung 8 °/» aus der Summe der Guthabe «

der Einleger zu betragen, somit
8 % aus 4 435 268,53 XS (einschl . aufgewertete Einlagen » .
Die Rücklage beträgt auf Ende 1931

Mithin Fehlbetrag .
Heiligenderg/Bodensee , 9 . Juni 1932.

-- 354821.48 X*,
205 452,82 XM
149 368,66 XS

Der Vcrwaltungsratövorfit '.ende :
Karl Schmid , Bürgermeister

6 .3
Der « eschSftSlette » »
Gust . » oll ,

" ~

Druck G . Braun , Karlsruh «
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